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Der Vorsitzende eröffnet die Gemeinderatssitzung und stellt fest, dass  
a) die Sitzung gemäß § 45 Abs. 4 Oö. GemO 1990 idgF. ordnungsgemäß kundgemacht und 

einberufen wurde, 
b) die Beschlussfähigkeit gegeben ist und  
c) die Verhandlungsschrift der letzten Gemeinderatssitzung vom 12.11.2025 entspre-

chend den Bestimmungen des § 54 Abs. 4 Oö. GemO 1990 idgF. gefertigt und den ein-
zelnen Fraktionen übermittelt wurde, im Rathaus zu den Amtsstunden aufgelegen ist 
und in dieser Sitzung aufliegt. Sie gilt als genehmigt, wenn bis Ende der Sitzung kein 
Einwand erhoben wird. 

d) Weiters gibt er bekannt, dass TOP IV/6 von der Tagesordnung abgesetzt wird.  
 

 

A: 

I. Anträge des Finanzausschusses: 

1. Voranschlag 2026 – keine Beschlussfassung 2025 
Erstellung VA 2026 nach Haushaltsausgleichskriterien des Landes OÖ 
Kassenkredit 2026 
 
StR Dir. Knauseder MSc MMBA berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
StR Ing. Pill erläutert, dass an dieser Stelle üblicherweise seine Budgetrede folgen 
würde. Da jedoch kein Budget zu beschließen sei, entfalle diese heuer. Ihm bleibe da-
her lediglich, die Gelegenheit zu nutzen, um sich für das vergangene Jahr zu bedanken. 
Man habe sehr intensiv gearbeitet, insbesondere auch im Strukturbeirat, und dabei 
sehr konstruktiv zusammengearbeitet. Leider sei es letztlich dennoch nicht gelungen, 
ein ausgeglichenes Budget zu erstellen. Er hält fest, dass er sich ausdrücklich bei sei-
nem Team aus dem Verkehrsausschuss bedanken wolle. Sein Dank gelte insbesondere 
der Stadtpolizei, Herrn Fink sowie Frau Bachmeier aus der Abteilung Infrastruktur, 
ebenso Herrn Niederhauser von der Stadtpolizei und Herrn Kaltenleitner aus der 
Rechtsabteilung. Diese würden ihn bei sämtlichen verkehrstechnischen Beschlüssen – 
sei es bei Schulstraßen oder bei notwendigen Verordnungen – laufend sehr unterstüt-
zen. Dafür wolle er sich herzlich bedanken, sowohl bei seinem Team, bei den Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern der Stadtgemeinde insgesamt als auch bei allen Mitgliedern 
des Gemeinderates. Mehr bleibe heute leider nicht zu sagen, da es kein Budget gebe 
und somit auch keine Budgetrede gehalten werde. 
 
GRE Ing. Weibold merkt an, dass er ein Déjà-vu habe, da er eine vergleichbare Situa-
tion bereits einmal erlebt habe, wenn auch aus anderen Gründen. Er hält fest, dass 
man sich bewusst machen müsse, dass die Umstände, unter denen kein Budget 
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vorgelegt werden könne, nicht kurzfristig entstanden seien, sondern das Ergebnis ei-
nes längeren Prozesses darstellten. Er habe bereits mehrfach darauf hingewiesen, dass 
„der Hut brenne“, und einmal sogar gesagt, man habe keinen Hut mehr. Wer den Prüf-
bericht der Bezirkshauptmannschaft aus dem Jahr 2022 gelesen habe – wovon er 
selbstverständlich ausgehe, vermutlich hat man ihn, den Katechismus, unter dem Kopf-
polster liegen –, wisse, dass darin aufgezeigt worden sei, dass Rücklagen in der Höhe 
von 7,2 Mio. Euro vorhanden gewesen seien. Gleichzeitig sei aber bereits damals er-
kennbar gewesen, dass diese Rücklagen schrittweise aufgebraucht würden. Genau dies 
sei in der Folge auch eingetreten. Das Aufbrauchen habe nachvollziehbare Gründe ge-
habt, die im Bericht angeführt seien. Er nennt dabei unter anderem den Bereich Perso-
nal und die steigenden Personalkosten, natürlicherweise hatte man Steigerungen, er 
verweist jedoch auch auf selbstgemachte Fehler, die man mitgetragen habe. Vor die-
sem Hintergrund sei es aus seiner Sicht weder verwunderlich noch überraschend, son-
dern absehbar gewesen, dass man in Richtung Härteausgleich steuere. Aus eigener Er-
fahrung könne er sagen, dass diese Situation weder angenehm sei noch angenehm 
werde. Man werde in vielen Bereichen auf das Verständnis der Bevölkerung angewie-
sen sein, wenn es zu Einschnitten komme, und ebenso auf den Mut, diese Maßnahmen 
gegenüber der Bevölkerung und den jeweiligen Interessensvertretungen zu vertreten. 
Es handle sich um keine leichte Aufgabe. Auch wenn es ihm leid tue, dies so deutlich 
ansprechen zu müssen, könne er nach seinen früheren Warnungen nun festhalten, 
dass nun nicht mehr nur der Hut brenne, sondern die Hütte abgebrannt sei. 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP I/1 ab-
stimmen. 

Antrag: 
Der bezogene Vorgang wird als Information zur Kenntnis genommen. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIa am 12.12.2025 / La 

2. Wassergebührenordnung – Gebührenfestsetzung für das Haushaltsjahr 2026 
(Beilage) 
 
StR Dir. Knauseder MSc MMBA berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP I/2 abstimmen. 

Antrag: 
Für die Stadtgemeinde Braunau am Inn wird die im Entwurf als Anlage beigeschlossene 
Wassergebührenordnung vollinhaltlich zur Kenntnis genommen und erlassen. 
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Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIb am 12.12.2025 / La 

3. Kanalgebührenordnung – Gebührenfestsetzung für das Haushaltsjahr 2026 
(Beilage) 
 
StR Dir. Knauseder MSc MMBA berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP I/3 abstimmen. 

Antrag: 
Für die Stadtgemeinde Braunau am Inn wird die im Entwurf als Anlage beigeschlossene 
Kanalgebührenordnung vollinhaltlich zur Kenntnis genommen und erlassen. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIb am 12.12.2025 / La 

4. Abfallgebühren 2026 
(Beilage) 
 
StR Dir. Knauseder MSc MMBA berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP I/4 abstimmen. 

Antrag: 
Die Abfallgebührenordnung wird laut vorliegendem vollinhaltlich zur Kenntnis genom-
menen Entwurf vom 04.11.2025 genehmigt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
  (ohne GR Kritzinger) 
 
an IIb am 12.12.2025 / La 
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5. Tarifordnung 2026 für die Nutzung öffentlichen Gutes 
(Beilage) 
 
StR Dir. Knauseder MSc MMBA berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
GRE Asen verweist darauf, dass dieses Thema im Finanzausschuss bereits angespro-
chen beziehungsweise behandelt worden sei. Aus seiner Sicht solle man sich im kom-
menden Jahr, idealerweise gleich zu Jahresbeginn, im Strukturbeirat nochmals intensiv 
mit der Gebührenordnung für öffentliches Gut auseinandersetzen. Wenn man Braunau 
mit anderen Städten vergleiche, zeige sich, dass man bei bestimmten Gebühren deut-
lich teurer sei. Als Beispiel nennt er die A-Ständer: In Braunau betrage die Gebühr 7,70 
Euro pro A-Ständer und Tag, während man in Vöcklabruck beispielsweise 3,70 Euro be-
zahle. 
 
BD DI Schug wirft ein, dass in Braunau der erste A-Ständer gratis sei, und erkundigt 
sich, ob dies in Vöcklabruck ebenfalls der Fall sei. 
 
GRE Asen entgegnet, dass dort keiner gratis sei. Allerdings seien in Vöcklabruck sämtli-
che A-Ständer kostenlos, sofern sie nicht für kommerzielle Zwecke genutzt würden, 
etwa für Veranstaltungen. Ihm gehe es lediglich darum, dieses Thema im kommenden 
Jahr im Detail zu analysieren. Man habe selbst festgestellt, dass bei Veranstaltungen, 
bei denen fünf, sechs oder sogar noch mehr A-Ständer im gesamten Stadtgebiet aufge-
stellt würden, eine beträchtliche Summe zusammenkomme, die erst erwirtschaftet 
werden müsse. Wenn eine Veranstaltung nicht auf Gewinn ausgerichtet sei, stelle dies 
eine entsprechende Schwierigkeit dar. 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP I/5 ab-
stimmen. 

Antrag: 
Für die Stadtgemeinde Braunau wird eine Tarifordnung für die über den Gemeinge-
brauch hinausgehende Benützung öffentlichen Gutes für den Zeitraum ab 01.01.2026 
laut vorliegendem vollinhaltlich zur Kenntnis genommenen Entwurf vom 24.11.2025 
erlassen. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
  (ohne GR Bruckbauer) 
 
an IIb am 12.12.2025 / La 
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6. Festsetzung des jährlichen Vorschreibungsbetrages für Schrebergärten ab 01.01.2026 
 
StR Dir. Knauseder MSc MMBA berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP I/6 abstimmen. 

Antrag: 
Ab 01.01.2026 wird der jährliche Pachtzins für Schrebergärten in Höhe von 
EUR 0,25/m² und eine Betriebskostenpauschale inkl. allgemeinem Verwaltungskosten-
beitrag und Deckungsbeitrag in Höhe von EUR 0,80/m², insgesamt daher EUR 1,05/m² 
festgesetzt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIb am 12.12.2025 / La 

7. Darlehensaufnahmen in Höhe von   
EUR     400.000,00 für die Wasserversorgung 
EUR     700.000,00 für die Abwasserbeseitigung  
EUR  1.100.000,00 Summe  
bei der Ersten Bank der österreichischen Sparkassen AG 
 
StR Dir. Knauseder MSc MMBA berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP I/7 abstimmen. 

Antrag: 
Zur teilweisen Finanzierung der Wasserversorgung und der Abwasserbeseitigung wird 
auf Grundlage der Darlehensausschreibung vom 15.09.2025 und des Angebotes vom 
29.10.2025 bei der Ersten Bank der österreichischen Sparkassen AG 5020 Salzburg Al-
ter Markt 3 ein Darlehen in Höhe von insgesamt EUR 1.100.000,00 laut vorliegender 
und zur Kenntnis gebrachten Schuldurkunden aufgenommen. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIa am 12.12.2025 / La 
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8. VA/NVA 2025 – Kreditübertragungen 
Ankauf Naherholungsgebiet „Stechlweiher“ 
 
StR Dir. Knauseder MSc MMBA berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP I/8 abstimmen. 

Antrag: 
Zustimmung zur Schaffung eines Kreditansatzes bzw. dessen Bedeckung zu dem im 
Amtsvortrag genannten Punkt gemäß § 79 GemO in Verbindung mit § 13 GHO. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIa am 12.12.2025 / La 

9. Ankauf Elektro-Kleinkehrmaschine; Genehmigung Finanzierungsplan 
 
StR Dir. Knauseder MSc MMBA berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP I/9 abstimmen. 

Antrag: 
Dem vom Land Oberösterreich, Direktion Inneres und Kommunales, vorgelegten Finan-
zierungsvorschlag laut Schreiben IKD-2025-354613/7-Kt mit Gesamtkosten von  
EUR 207.300,00 wird zugestimmt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIa am 12.12.2025 / La 

10. Stadtmarketing Braunau-Simbach GmbH; Fortführung 
 
Antrag: 
Das vorliegende Strategiepapier inkl. Budgetplanung der Stadtmarketing Braunau-Sim-
bach GmbH nimmt der Gemeinderat zur Kenntnis und erteilt dazu grundsätzlich seine 
Zustimmung. Die Stadtmarketing GmbH, soll bis 2027 fortgeführt werden. Zum 
31.12.2027 soll die Stadtmarketing GmbH in der aktuellen Form auf jeden Fall aufge-
löst werden. Es soll zeitnah ein Arbeitskreis aus allen Gesellschaftern einberufen wer-
den und nach einer Lösung für die Zukunft gesucht werden. 
 
StR Dir. Knauseder MSc MMBA berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
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GR Strobl hält eingangs fest, dass seine Fraktion dem vorliegenden Antrag nicht zu-
stimmen werde. Dies habe nichts damit zu tun, dass man die Simbacher Nachbarn 
nicht wolle. Man habe im Frühjahr bereits zwei gemeinsame Sitzungen mit der Stadt 
Simbach abgehalten, in denen sowohl ein Neubeginn als auch eine Beendigung thema-
tisiert worden seien. Bis zum heutigen Zeitpunkt sei jedoch nichts Konkretes vorgelegt 
worden, weshalb man keinen Fortbestand sehe. Aus diesem Grund werde der Antrag 
abgelehnt. Befürworten würde man jedoch eine Weiterführung bis Ende Juni des kom-
menden Jahres, also für ein halbes Jahr, um eine geordnete Abwicklung zu ermögli-
chen, insbesondere im Hinblick auf Personal und Räumlichkeiten. Dazu bringe man fol-
genden Gegenantrag ein: 
a) Dem Strategiepapier wird keine Zustimmung erteilt. 
b) Die Stadtmarketing Braunau-Simbach GmbH wird zur ordentlichen Abwicklung und 
Aufgabenübergabe bis 30.06.2026 fortgeführt. 
c) Bis 30.06.2026 ist vom Stadtamt gemeinsam mit den Gesellschaftern sowie dem Kul-
tur- und Wirtschaftsausschuss ein Konzept für die Neugründung als Stadtmarketing 
Braunau GmbH zu erarbeiten. 
Er ersucht um Zustimmung zu diesem Gegenantrag. 
 
GR DI Mag. Hackl erörtert, dass das Stadtmarketing im Jahr 2015 mit sehr viel 
Schwung, vielen Ideen und großer Aufbruchsstimmung gegründet worden sei. Die Idee 
sei damals sehr gut gewesen, man sei voll dahintergestanden und habe das Stadtmar-
keting sehr befürwortet. In den ersten Jahren sei das Stadtmarketing gut gelaufen, 
man habe mit Frau Elke Pflug eine sehr engagierte und motivierte Geschäftsführerin 
gehabt, die bei zahlreichen Veranstaltungen präsent gewesen sei und das Gesicht des 
Stadtmarketings nach außen dargestellt habe. Es sei gelungen, viel Geld in die Region 
zu holen, zahlreiche Förderungen von EU-Seite und von österreichischen Stellen zu luk-
rieren, und man habe viele Initiativen gesetzt, unter anderem im Bereich Betriebsan-
siedlungen und Leerstandserhebungen. Auch ein gemeinsames Treffen mit den Kolle-
ginnen und Kollegen aus Simbach im Kloster Seeon habe stattgefunden, bei dem zahl-
reiche Ideen entwickelt worden seien. Nach dem Weggang von Frau Pflug, dessen 
Gründe ihm bis heute nicht bekannt seien, sei Herr Georg Bachleitner als Geschäftsfüh-
rer bestellt worden. Dies habe er von Anfang an als Fehlentscheidung gesehen, da die-
ser gleichzeitig Geschäftsführer des Tourismusverbandes gewesen sei. In den folgen-
den Jahren sei das Stadtmarketing zunehmend eingeschlafen, es seien kaum mehr För-
dermittel von außen gekommen und die Ideen seien weniger geworden. Die Kritik am 
Stadtmarketing habe sich in den letzten Jahren stetig verstärkt, und auch das vorlie-
gende Strategiepapier gehe kaum auf diese Kritik ein. Unter Strategiepapier verstand 
man letztlich eine im Oktober präsentierte PowerPoint-Präsentation mit einigen 
Schlagworten. Die einzige konkrete Änderung bestehe darin, dass das Stadtmarketing 
den Veranstaltungskalender nicht mehr aktiv pflege, sondern nur noch Veranstaltun-
gen aufnehme, die ihm gemeldet würden. Alles andere bezeichnet er als inhaltslos. Als 
positive Ausnahme nennt er das StadtUp-Projekt sowie Gewinnspiele und Werbeaktio-
nen. Der Brückenzehner sei hingegen äußerst ineffizient. Bei einer Sitzung im Mai habe 
man eine Stundenaufstellung erhalten, aus der hervorgegangen sei, dass von rund 
4.000 Arbeitsstunden etwa 1.000 Stunden jährlich allein für die Abwicklung des Brü-
ckenzehners aufgewendet würden. Ein Viertel der Personalressourcen gehe somit für 
ein Instrument drauf, bei dem nicht einmal nachgewiesen werden könne, wie viel 
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zusätzlicher Umsatz tatsächlich generiert werde. Er bezeichnet dies als Geldvernich-
tung. Die Zusammenarbeit mit Simbach habe sich in den letzten Jahren stetig ver-
schlechtert, und das Auslaufen des Stadtmarketings mit Ende dieses Jahres sei seit Lan-
gem bekannt gewesen. Dennoch habe die Gesellschafterversammlung keinen Plan B 
erarbeitet. Die für 2026 vorgesehenen 94.000 Euro würden bei den freiwilligen Leis-
tungen fehlen, von denen insgesamt 521.000 Euro zur Verfügung stünden. Diese Mittel 
würden unter anderem für Sport-, Kultur-, Umwelt- und Sozialförderungen benötigt. 
Der Vorschlag der SPÖ, einen geordneten Übergang zu ermöglichen, sei nachvollzieh-
bar, allerdings solle dafür kein weiteres Geld der Stadtgemeinde verwendet werden. 
Die vorhandenen Rücklagen der GmbH müssten ausreichen, um Miete und das Gehalt 
der verbliebenen Mitarbeiterin, Frau Christine Baccili, zu decken. Danach solle das 
Stadtmarketing beendet werden. Gleichzeitig müsse sich die Stadt überlegen, welche 
Marketingaufgaben sie künftig selbst übernehmen wolle, welche an andere Organisati-
onen abgegeben werden könnten und welche man künftig einsparen müsse. 
 
GR C. Bachinger erklärt, dass sich die FPÖ-Fraktion dem Vorschlag der SPÖ vollinhalt-
lich anschließen könne. Dies sei auch in der Vorbesprechung so festgelegt worden. Die 
Ausführungen von GR Hackl seien aus ihrer Sicht vollkommen richtig, und genau aus 
diesem Grund sei man dafür, das Stadtmarketing nun geordnet auslaufen zu lassen. 
 
Vbgm. DI Grabner-Sittenthaler möchte noch ein bisschen Klarheit in ihren Antrag brin-
gen. Er betont, dass man die Angelegenheit nicht einfach abwickeln will, sondern dem 
Stadtmarketing noch einmal die Chance geben möchte, sich ein halbes Jahr Zeit zu 
nehmen – nicht die ursprünglich geplanten zwei Jahre. Seiner Ansicht nach besteht die 
Gefahr, dass bei einer Frist von zwei Jahren alles beim Alten bleibe. In einem halben 
Jahr hingegen soll konsequent entschieden werden, wie das Stadtmarketing weiterge-
führt werden soll, ob es überhaupt weitergeführt wird und, falls ja, in welcher Form. 
Sein Schwerpunkt liegt eindeutig auf den Veranstaltungen. Wiederkehrende Veranstal-
tungen wie der Christkindlmarkt oder das Stadtfest könnten seiner Meinung nach 
deutlich besser gestaltet werden als bisher, da das Stadtfest derzeit lediglich ein Wirte-
fest sei. Er schlägt außerdem vor, die Idee eines regelmäßig stattfindenden Stadtballs 
umzusetzen, der ebenfalls vom Stadtmarketing organisiert werden könnte. Zusätzlich 
seien Aufgaben wie der Brückenzehner oder der Veranstaltungskalender zu betrach-
ten, wobei er der Meinung von Herrn GR Hackl zustimmt, dass diese effizienter umge-
setzt werden könnten. Sein Vorschlag besteht also darin, die ursprünglich geplanten 
zwei Jahre auf ein halbes Jahr zu reduzieren, um gezwungen zu sein, eine klare Ent-
scheidung und einen eindeutigen Weg zu beschließen. Dies soll die Basis dafür bilden, 
wie es Mitte 2026 mit dem Stadtmarketing weitergeht oder ob es überhaupt noch fort-
geführt wird. Darüber hinaus betont er, dass die Zusammenarbeit mit Simbach leider 
nicht funktioniert. Zwar bestehe ein gutes Verhältnis zur Stadt Simbach, gemeinsame 
Aktivitäten seien jedoch bisher ausgeblieben. Das Einzige, das man gemeinsam durch-
führt, ist der Brückenzehner, den man seiner Ansicht nach auch anders organisieren 
könnte. 
 
StR Ing. Pill ergänzt, dass in dem Zeitplan bereits enthalten sei, dass das Stadtmarke-
ting, sofern bis Ende Juni 2026 keine andere Entscheidung getroffen wird, in seiner bis-
herigen Form zu liquidieren sei. Sollte also nicht rechtzeitig eine klare Entscheidung 
über die Weiterführung mit einem tragfähigen Konzept getroffen werden, sieht er 
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sowohl den Antrag der SPÖ, als auch die Wortmeldung von Herrn GR Hackl, als Grund-
lage dafür, kein weiteres Geld in das Stadtmarketing zu investieren. Vielmehr soll über 
die vorhandenen Rücklagen das Stadtmarketing gegebenenfalls beendet werden. Dem 
würde man sich anschließen. 
 
GR DI Mag. Hackl betont, dass es ihm bei diesem Beschluss bzw. bei dem Antrag von 
Herrn GR Strobl vor allem um die Präzisierung gehe. Er möchte klarstellen, dass 
dadurch keine Verpflichtung eingegangen wird, dem Stadtmarketing Geldzahlungen zu 
leisten. Dies sei wesentlich. 
 
Bgm. Mag. Waidbacher erwidert, dass ohnehin keine Auszahlungen möglich seien, da 
man sich dann im Budgetprovisorium befinden wird. 
 
Vbgm. Hermann führt aus, dass nun eine eindeutige Tendenz erkennbar sei. Normaler-
weise würden im letzten Gemeinderat vor Weihnachten die Weihnachtswünsche for-
muliert, was er bislang nie getan habe. Er würde diese Wünsche eigentlich nicht vorle-
sen, habe den Brief ans Christkind jedoch bereits gestern per E-Mail abgeschickt und 
eine Sendebestätigung erhalten. Diesen wolle er hier nicht vorenthalten, da er glaubt, 
einen etwas tieferen Einblick ins Stadtmarketing zu haben als alle Anwesenden zusam-
men. Er stellt fest, dass über das Stadtmarketing oft nur im Zusammenhang mit dem 
Veranstaltungskalender und dem Brückenzehner gesprochen wird. Ja, beides gehöre 
dazu, aber das Stadtmarketing sei weit mehr. Der größte Teil der Arbeit sei unsichtbar, 
im Hintergrund, still, koordinierend und verbindend. Unter früherer Leitung sei das 
Stadtmarketing sichtbarer gewesen, in der Außendarstellung. STS mit Frau Pflug habe 
öfter selbst im Mittelpunkt gestanden, heute sei die Arbeit leiser, weniger auf Selbst-
darstellung ausgerichtet, dafür inhaltlich stärker. Dies führe paradoxerweise dazu, dass 
manche glauben, es passiere weniger – das Gegenteil sei jedoch der Fall. Für ihn sei die 
wichtigste Frage: Wer? Wer begrüßt neue Betriebe, begleitet Eröffnungen, hält Kon-
takt, ermöglicht Social-Media-Präsenz? Wer bewirbt Veranstaltungen, damit Men-
schen zusammenkommen und nicht jeder alleine bleibt? Wer betreut den Brückenzeh-
ner, eine regionale Währung, die jährlich rund 300.000 Euro in der Region bindet? Wer 
organisiert Gewinnspielaktionen und Sponsoren? Und wer hat die neue, erfolgreiche 
Halloweenaktion ins Leben gerufen? All dies erledigt das Stadtmarketing. Er habe oft 
im Stadtmarketingbüro gesehen, wie gearbeitet wird: mit Druck, Tempo und Verant-
wortung. Die Zusammenarbeit mit manchen Geschäften, Vereinen und Gastronomen 
sei oft schwierig, Mails blieben unbeantwortet, Rückmeldungen aus. Viele erwarteten, 
dass andere die Arbeit erledigen. Stadtmarketing sei jedoch nicht nur die Idee, sondern 
vor allem die Umsetzung. Ohne jemanden, der die Aufgaben übernimmt, bleibe vieles 
nur theoretisch. Er weist darauf hin, dass, sollte das Stadtmarketing auslaufen, all diese 
Aufgaben übernommen werden müssten – durch die Gemeinde, was neue Arbeits-
kräfte und Kosten erfordere, oder man lasse es bleiben, was zu weniger Veranstaltun-
gen, weniger Sichtbarkeit für Betriebe und weniger Zusammenhalt führe. Gerade jetzt, 
wo Innenstädte ums Überleben kämpfen, sei Zusammenhalt wichtig. Es solle nicht ver-
gessen werden, was über zehn Jahre Schritt für Schritt, Idee für Idee und Begegnung 
für Begegnung aufgebaut wurde. Man solle nicht schlecht reden, was allen dient. Spa-
ren ja, aber nicht am Herz der Stadt. 
 
GR Mag. Kritzinger BA MA darf sich ebenfalls kurz zu Wort melden. Er möchte bei den 
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Worten von Herrn Vbgm. Hermann noch einhaken und auf die momentane Jahreszeit 
eingehen. Schmerzlich wäre seiner Ansicht nach das mögliche Aus für den überregional 
bekannten Christkindlmarkt, der seit über einem Jahrzehnt ein bedeutender Publi-
kumsmagnet ist. Viele Braunauer Vereine betreiben dort Stände und können sich da-
mit wichtige Einnahmen für ihre Arbeit sichern, darunter die Stadtfeuerwehr Braunau 
mit dem Auf- und Abbau der Hütten, der ATSV Ranshofen, die Kiwanis, die Pfarrge-
meinde der Stadtpfarrkirche, der Erste Hilfe-Verein Braunau oder auch sein eigener 
Verein, der Musikverein Braunau. Auch zahlreiche andere Vereine, die beim Christ-
kindlmarkt auftreten, würden wertvolle Auftrittsmöglichkeiten verlieren. Diese Einnah-
men würden zusätzlich in Zeiten eines bevorstehenden Härteausgleichs fehlen, der die 
Vereine ohnehin belastet. Er appelliert daher an alle Fraktionen, auch in dieser Frage 
gemeinsam an einem Strang zu ziehen. Niemand bestreite, dass Anpassungen notwen-
dig seien; diese seien bereits in den vergangenen Sitzungen zusammen mit der Stadt 
Simbach konstruktiv diskutiert worden. Eines sei jedoch klar: Ein vollständiger Rückbau 
des Stadtmarketings wäre ein Rückschritt für die Stadt, die Wirtschaft und die Vereine 
und letztlich auch für die Lebensqualität in Braunau. Da heuer noch keine Budgetrede 
stattfinden kann, möchte er auch an dieser Stelle einen kleinen Wunsch ans Christkind 
formulieren, da dies ein wenig Tradition sei. Sein Wunsch oder seine Gedanken ans 
Christkind seien, dass man sich gemeinsam dafür ausspricht, das Stadtmarketing wei-
terzuführen, zielgerichtet zu optimieren und verantwortungsvoll anzupassen, damit es 
auch in Zukunft einen spürbaren Beitrag zur positiven Entwicklung der Stadt leisten 
könne. Die Fraktion der ÖVP würde dem derzeitigen ursprünglichen Antrag zustimmen, 
könne aber auch mit dem Gegenantrag der SPÖ-Fraktion leben. Er betont, man müsse 
Gas geben, aufgeben werde man auf gar keinen Fall. 
 
StR Dir. Knauseder MMBA MSc schließt sich an und erklärt, dass er dem Gegenantrag 
der SPÖ nur zustimme, weil er es als katastrophalen Fehler ansehen würde, wenn man 
das Stadtmarketing heute sterben lasse. Das wäre ein Fehler. Braunau brauche Marke-
ting; man diskutiere über die Innenstädte, die aussterben, über die Notwendigkeit von 
mehr Initiativen und mehr Leben. Man diskutiere, dass die Geschäfte aussterben – und 
wer solle das alles machen? Er betont, dass er die geäußerte Kritik teilt und vieles da-
von berechtigt sei, er jedoch ehrlich gesagt kein einziges Konzept von jemand anderem 
gehört habe. Es liege nichts auf dem Tisch. Weder im Finanzausschuss noch in anderen 
Bereichen habe er von jemandem ein gutes, vernünftiges Gegenkonzept gesehen. Sei-
ner Ansicht nach sei das der Appell und zugleich der Wunsch, auch ans Christkind: 
Wenn man es ernst meint, dass man mit dem Stadtmarketing weitermacht, seien alle 
eingeladen, konstruktiv und mit eigenen Vorschlägen mitzuwirken. Es gehe nicht nur 
darum zu sagen, dass das Vorliegende Blödsinn sei, sondern Vorschläge zu machen, 
wie man es anders, besser und zielführender gestalten könne. 
 
StR Winterstätter äußert sich zum Thema Vereine und Christkindlmarkt. Er stellt klar, 
dass der Christkindlmarkt eine Institution sei, die unbedingt erhalten werden sollte. 
Die Einstellung der GmbH schließe jedoch nicht aus, dass Förderungen beispielsweise 
an die Vereine oder für den Christkindlmarkt in irgendeiner Form weiterhin ausbezahlt 
werden könnten. Das schließt grundsätzlich die GmbH nicht aus. Er kritisiert zudem, 
dass seit der letzten Sitzung vor einem dreiviertel Jahr praktisch nichts passiert sei. Das 
Stadtmarketing habe über weite Strecken nicht professionell gearbeitet. Das einzige, 
was derzeit vorliege, sei eine Kürzung der Kosten um zehn Prozent, die einfach 
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heruntergerechnet worden seien. Wie dies genau ablaufen soll oder welche Ideen es 
gäbe, sei völlig substanzlos dargelegt. 
 
Bgm. Mag. Waidbacher erwidert, dass die Förderung allein nicht alles sei; es müsse 
auch jemanden geben, der organisiert – eben das Stadtmarketing über den Tourismus. 
 
Vbgm. DI Grabner-Sittenthaler möchte dazu noch etwas sagen, da der Eindruck ent-
standen sei, als wolle man das Stadtmarketing sterben lassen und als wäre einem die 
Innenstadt egal. Genau das Gegenteil sei der Fall. Die Innenstadt sei ihnen sehr wich-
tig. Innenstadtbelebung und Stadtentwicklung seien ein zentrales Thema, das ihn im-
mer schon interessiert habe. Jeder, der ihn kenne, könne das bestätigen. Es gehe ihm 
darum, ein Zeichen zu setzen, dass alle miteinander „aufwachen“ und erkennen, dass 
das Stadtmarketing, trotz mancher Unzufriedenheit in der Bevölkerung, notwendig sei. 
Er habe sich mit vielen Braunauern unterhalten und könne bestätigen, dass die Unzu-
friedenheit vorhanden sei. Man brauche daher einen Kümmerer – es könne auch gerne 
eine Frau sein –, der unterwegs ist und die Anliegen aktiv betreut, wie es beispiels-
weise in Schärding der Fall gewesen sei, und der auch in den Medien wahrgenommen 
wird. Er betont, dass man diese Stelle zwar wolle, dass aber die bisherige Entwicklung 
dazu geführt habe, dass sich Unzufriedenheit angesammelt habe, die jetzt ihren Aus-
druck finde. Das hält er für nicht schlecht, möchte jedoch klarstellen, dass man die Si-
tuation nicht so darstellen dürfe, als säßen hier die ganzen Verhinderer und die Innen-
stadt sei einem egal. 
 
StR Dir. Knauseder MMBA MSc stellt klar, dass dies nicht die Aussage gewesen sei, 
sondern ein Appell für Zukunftsperspektiven. 
 
Vbgm. DI Grabner-Sittenthaler bestätigt, dass dies auch sein Appell war. 
 
Bgm. Mag. Waidbacher erkundigt sich, ob es noch weitere Appelle oder Wünsche ans 
Christkind gebe. 
 
Vbgm. Hermann möchte noch kurz ergänzen, dass allen klar sein müsse, weil zuvor der 
Name Christine Baccili angesprochen worden sei. Sie sei die Kümmererin. Man selbst 
müsse liefern und fordern. Veranstaltungen wie das Stadtfest, wie von Herrn Vbgm. 
Grabner-Sittenthaler erwähnt, könnten aber mit der Kraft einer einzelnen Person oder 
anderthalb Personen nicht umgesetzt werden. Dies müsse man bedenken. Nur, weil 
man es jetzt mit einer Person weiterlaufen lasse, ändere sich dadurch nichts. 
 
Vbgm. DI Grabner-Sittenthaler stellt klar, dass er dies auch nicht gesagt habe. Es sei 
jedoch richtig, dass man gefordert sei. Er betont, dass es wichtig sei, sich dieses halbe 
Jahr als Frist zu setzen und die notwendigen Schritte zeitnah umzusetzen. 
 
GR Bruckbauer ergänzt, dass er selbst in der Innenstadt wohne und früher ein kleines 
Geschäft betrieben habe. Allein könne ein Geschäftsinhaber die aktuelle Situation 
nicht mehr bewältigen. Die Lage in der Innenstadt sei im Wesentlichen hausgemacht, 
allerdings nicht vom Gemeinderat verursacht, sondern durch das Verhalten der Konsu-
mentinnen und Konsumenten, die die Innenstadt zunehmend meiden. Auch der Onli-
nehandel habe erheblich Einfluss darauf gehabt. Dennoch benötige die Innenstadt die 
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Unterstützung des Stadtmarketings. Er betont, dass er die bisherigen Fehlentwicklun-
gen kennt und nachvollzieht, dass das Stadtmarketing die Unterstützung anderer Ak-
teurinnen und Akteure brauche, etwa von „Shopping in Braunau“ oder von den Wir-
ten, um die Maßnahmen gebündelt umzusetzen. Ein Innenstadtkonvent oder eine ähn-
liche Initiative könne hierbei sinnvoll sein, da sonst die Entwicklung weiter abwärts 
gehe. Bezüglich des Brückenzehners, der von Herrn GR Hackl angesprochen wurde, sei 
dies ein Instrument, das regional beworben werden könne und dazu beitrage, dass 
Geld in der Stadt bleibe. Er ist der Meinung, dass der Brückenzehner beibehalten wer-
den sollte, unabhängig von der Form der Umsetzung, da er die Wirtschaft unterstütze. 
Gleichzeitig müsse der Brückenzehner evaluiert und genauer geprüft werden, um si-
cherzustellen, dass die Unterstützung der Geschäfte weiterhin gewährleistet sei. 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende zuerst über den 
Gegenantrag zu TOP I/10 abstimmen. 

Gegenantrag: 
a) Dem Strategiepapier wird keine Zustimmung erteilt. 
b) Die Stadtmarketing Braunau-Simbach GmbH soll für eine ordentliche Abwicklung 

und Aufgabenübergabe bis 30.06.2026 fortgeführt werden.  
c) Bis 30.06.2026 ist vom Stadtamt mit den Gesellschaftern, dem Kultur- und Wirt-

schaftsausschuss ein Konzept für die Neugründung als Stadtmarketing Braunau 
GmbH zu erarbeiten.  

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIa am 12.12.2025 / La 

II. Anträge des Wirtschaftsausschusses: 

1. Grundstück Nr. 1828 EZ 645 KG 40014 Ranshofen, im Eigentum der Stadtgemeinde 
Braunau am Inn; Erwerb einer Teilfläche von 30 m² durch Land Oberösterreich, Stra-
ßenverwaltung im Zuge Baulos Mauersanierung Ranshofen Teil 2, Landesstraße L501 
Weilhartstraße 
 
StR HR Mag. Gaisbauer berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP II/1 abstimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
Dem Verkauf eines Teils aus Grundstück Nr. 1828, EZ 645, KG 40014 Ranshofen im Aus-
maß von ca. 30 m² an das Land Oberösterreich, Landesstraßenverwaltung wird laut 
vorliegender vollinhaltlich zur Kenntnis genommener Niederschrift vom 10.10.2025 zu-
gestimmt.  
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Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
                                                                                       (ohne GR Hackl, GR Bruckbauer und 
                                                                                       StR Pill) 
 
an IIb am 12.12.2025 / La 

2. Bestellung eines Pfandrechts 
Förderung für die Errichtung einer Reitsportanlage: SPORTUNION Voltigier- und Reit-
verein Braunau  
 
StR HR Mag. Gaisbauer berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP II/2 abstimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
Der Bestellung eines Pfandrechts mit der als Anlage beigeschlossenen Pfandurkunde 
wird zugestimmt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
                                                                                      (ohne StR Pill und GR Bruckbauer) 
 
an IIa am 12.12.2025 / La 

3. Stechlweiher; Ankauf Weiher und umliegende Wiesen 
 
Antrag: 
Dem Kaufvertrag zwischen Herrn Franz Stechl und der Stadtgemeinde Braunau am Inn 
über die Grundstücke mit der Nummer 682, 683/1 und 684 alle EZ 2037 KG Braunau 
am Inn, wird entsprechend dem beiliegendem vollinhaltlich zur Kenntnis genommenen 
Entwurf des Kaufvertrages mit dem Zeichen Dr. G/Mo – 28368 zugestimmt. 
 
StR HR Mag. Gaisbauer berichtet über den Tagesordnungspunkt und stellt anschlie-
ßenden nachfolgenden neuen Antrag.   
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über den neuen Antrag zu 
TOP II/3 abstimmen. 

  



15 
 

Neuer Antrag:  
Dem Kaufvertrag zwischen Herrn Franz Stechl und der Stadtgemeinde Braunau am Inn 
über die Grundstücke mit der Nummer 682, 683/1 und 684 alle EZ 2037 KG Braunau 
am Inn, wird entsprechend dem beiliegendem vollinhaltlich zur Kenntnis genommenen 
Entwurf des Kaufvertrages vom 10.12.2025 mit dem Zeichen Dr. G/Mo – 28368 zuge-
stimmt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
  (ohne GR Bruckbauer) 
 
an IIIa am 12.12.2025 / La 

4. Erlassung einer Hundeabgabeordnung 
 
StR HR Mag. Gaisbauer berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP II/4 abstimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
Die als Anlage im Entwurf beigeschlossene, vollinhaltlich zur Kenntnis genommene 
„HUNDEABGABEORDNUNG“ wird erlassen.  

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
                                                                                    (ohne GR Bruckbauer und GR Gapp) 
 
an Pol. am 12.12.2025 / La 

5. Braunauer Ausstellungsverein; Förderansuchen für Herbstmesse 2026 
 
StR HR Mag. Gaisbauer berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP II/5 abstimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
Aufgrund der geänderten Rahmenbedingungen und finanziellen Situation der Stadtge-
meinde kann derzeit keine Förderung für das Jahr 2026 in Aussicht gestellt werden. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
                                                                                    (ohne GR Bruckbauer und GR Gapp) 
an IIa am 12.12.2025 / La 
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6. Wohnungsrecht zur Unterbringung des Mesners zugunsten der Pfarrgemeinde Rans-
hofen Grundstück Nr. 603, inneliegend der EZ 356, KG Ranshofen 
Aufhebung Wohnungsrecht  
 
StR HR Mag. Gaisbauer berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP II/6 abstimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
Das durch den beim Bezirksgericht Braunau am Inn unter der Tagebuchzahl 679/1930 
einliegenden Vertrag zugunsten der römisch-katholischen Pfarrkirche Ranshofen bzw. 
nunmehr Pfarrgemeinde Ranshofen eingeräumte Wohnungsrecht zur Unterbringung 
des Mesners und seiner Familie, wird mittels des beiliegenden Vereinbarungsentwurfs 
vom 27.10.2025 die Löschung des Wohnungsrechtes im Grundbuch unter Zahlung ei-
ner Ablösesumme in Höhe von EUR 25.000 genehmigt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
                                                                                    (ohne GR Bruckbauer und GR Gapp) 
 
an IIb am 12.12.2025 / La 

7. Informationsfreiheitsgesetz  
Berichterstattung gemäß § 43 Abs 4 Oö. GemO aufgrund der Übertragungsverord-
nung IFG für den Zeitraum 01.09.2025 – 18.11.2025 
 
StR HR Mag. Gaisbauer berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP II/7 abstimmen. 

Antrag: 
a) Die Entscheidungen über die proaktiven Veröffentlichungen der im Amtsvortrag 

angeführten Informationen werden zur Kenntnis genommen. 
b) Die Entscheidung über den auf Antrag gewährten Zugang zu der im Amtsvortrag 

angeführten Information wird zur Kenntnis genommen. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
  (ohne GR Bruckbauer) 
 
an AD-Jur am 12.12.2025 / La 
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III. Anträge des Kulturausschusses: 

1. Musikfreunde Braunau-Simbach, Silvesterkonzert am Mittwoch, 31. Dezember 2025; 
Förderansuchen 
 
Vbgm. Hermann berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP III/1 abstimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
Zustimmung zur Förderung des Silvesterkonzertes der Musikfreunde Braunau-Simbach 
am 31.12.2025 im Veranstaltungszentrum durch  
a) Gewährung von Sachleistungen in Höhe von ca. EUR 2.047,30.  
b) Eine Barförderung wird nicht gewährt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -    
                                                                          (ohne GR Bruckbauer und GR Schindlmaier) 
 
an KK am 12.12.2025 / La 

2. Ortsmusik Ranshofen; Förderung für den vergangenen Vereinsbetrieb im Jahr 2024 
 
Vbgm. Hermann berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP III/2 abstimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
Der Ortsmusik Ranshofen wird für den vergangenen Vereinsbetrieb im Jahr 2024 eine 
Barförderung in Höhe von EUR 2.500,00 gewährt. Die Auszahlung erfolgt im Dezember 
2025. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
                                                                          (ohne GR Bruckbauer und GR Schindlmaier) 
 
an KK am 12.12.2025 / La 

  



18 
 

3. Verein Kultur im Gugg; Erneuerung der Beschallungsanlage (PA);  
Ansuchen um Förderung 
 
Vbgm. Hermann berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
StR Ing. Pill führt aus, dass hinsichtlich des Vereins „Kultur im Gugg“ und der Beschal-
lungsanlage in der Vorbesprechung letztlich nicht habe geklärt werden können, ob 
man Eigentümer dieser Beschallungsanlage werden würde oder nicht. 
 
Bgm. Mag. Waidbacher verneint dies und hält fest, man würde nicht der Eigentümer. 
 
StR Ing. Pill hält dazu fest, dass man somit also nicht Eigentümer werden würde. In 
weiterer Folge verweist er auf seine Wortmeldung im Gemeinderat im Dezember 
2022. In dieser Wortmeldung habe er auch erwähnt, dass der Verein „Kultur im Gugg“ 
damals auf Rücklagen in der Höhe von 150.000 Euro habe zurückgreifen können. Aus 
seiner Sicht würden Erneuerungen in dieser Größenordnung nicht unterstützt, und da 
entsprechende Rücklagen vorhanden sein müssten, könne sich seine Fraktion diesem 
Antrag nicht anschließen und werde daher dagegen stimmen. 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP III/3 ab-
stimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
Dem Verein Kultur im Gugg wird eine Investitionsförderung für die Erneuerung der Be-
schallungsanlage (PA) in Höhe von EUR 39.080,30 gewährt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen Für den Antrag: 
  SPÖ-, Grüne-Fraktion, Bgm. Waidbacher, 
  Vbgm. Hermann, GR Eberl, GR Haubentrath, 
  StR Knauseder, GR N. Bernroithner,  
  GR Stoffle, StR Gaisbauer, GR Bruckbauer, 
  GR Stoiber, GR Kritzinger, GR A. Bernroithner, 
  GR Dutzler, GRE Obermayr, GRE Hamminger 
  Gegen den Antrag: 
  FPÖ-Fraktion, GR Šijaković  
 
an KK am 12.12.2025 / La 
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4. Belastete Straßennamen; Konkrete Maßnahmen 
 
Vbgm. Hermann berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
GR C. Bachinger erläutert, dass sich die FPÖ-Fraktion der Stadt Braunau bei Punkt a) 
und Punkt b) dieses Mal zustimmend verhalte, nachdem die Umbenennung beim letz-
ten Mal von den anderen Parteien beschlossen worden sei. Da nun eine Umbenennung 
vorgenommen werden müsse, werden jene Namen herangezogen, die die Bürger ge-
wollt hätten, weshalb man diesen Punkten zustimme. Zu Punkt c) führt er aus, dass im 
wissenschaftlichen Bericht zu Herrn Dr. Kriechbaum festgestellt worden sei, dass Herr 
Dr. Kriechbaum laut Bericht in die Kategorie 2 herabgestuft worden sei. Zu Punkt d) 
und Punkt e) hält er fest, dass man diesen Punkten nicht zustimmen werde, da beide 
eben der Kategorie 2 zugeordnet seien. Bei Punkt f) werde man wiederum zustimmen, 
da es aus seiner Sicht selbstverständlich sei, dass die Anrainer eine Entschädigung er-
halten sollten. Dies sei der Zugang seiner Fraktion. 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP III/4 ab-
stimmen. 

Antrag: 
a) Zur beschlossenen Umbenennung der Franz Resl-Straße: Die bisherige Franz Resl-

Straße wird hinkünftig als „Innweg“ benannt. 
b) Zur beschlossenen Umbenennung der Josef Reiter-Straße: Die bisherige Josef Rei-

ter-Straße wird hinkünftig als „Lavaronestraße“ benannt. 
c) Die „Ergänzung zum Bericht über die Wissenschaftliche Erforschung von Straßen-

namen der Stadt Braunau hinsichtlich möglicher historischer Belastungen“ wird 
zur Kenntnis genommen. 

d) Die „Dr. Kriechbaum-Stiege“ wird umbenannt und hinkünftig als „Lea Olczak-
Stiege“ benannt. 

e) Die „Dr. Scheuba-Gasse“ wird umbenannt und hinkünftig als „Jägerstättergasse“ 
benannt. 

f) Für die BewohnerInnen von umbenannten Straßen wird auf Antrag eine pauschale 
Aufwandsentschädigung in Höhe von EUR 60,00 gewährt (an Privatpersonen ab 16 
Jahren, Hauptwohnsitze). 

Beschluss: 
ad a) 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
ad b) 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
ad c) 
Antrag angenommen - einstimmig -  
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ad d) 
Antrag angenommen Für den Antrag: 
  SPÖ-, Grüne-Fraktion, Bgm. Waidbacher, 
  Vbgm. Hermann, GR Eberl, GR Haubentrath, 
  StR Knauseder, GR Stoffle, StR Gaisbauer,  
  GR Bruckbauer, GR Stoiber, GR Šijaković,  
  GR Kritzinger, GR A. Bernroithner, GR Dutzler, 
  GRE Obermayr, GRE Hamminger 
  Gegen den Antrag: 
  FPÖ-Fraktion, GR N. Bernroithner 
 
ad e) 
Antrag angenommen Für den Antrag: 
  SPÖ-, Grüne-Fraktion, Bgm. Waidbacher, 
  Vbgm. Hermann, GR Eberl, GR Haubentrath, 
  StR Knauseder, GR Stoffle, StR Gaisbauer,  
  GR Bruckbauer, GR Stoiber, GR Šijaković,  
  GR Kritzinger, GR A. Bernroithner, GR Dutzler, 
  GRE Obermayr, GRE Hamminger 
  Gegen den Antrag: 
  FPÖ-Fraktion, GR N. Bernroithner 
 
ad f) 
Antrag angenommen - einstimmig - 
 
an KK am 12.12.2025 / La 

IV. Anträge des Bildungsausschusses: 

1. Y4U-Jugendforum Braunau; Ansuchen um Jahresförderung 2026 für den Betrieb der 
Jugendräume Braunau, Neustadt und Ranshofen 
 
GR Mag. Kritzinger MA berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
StR Ing. Pill führt aus, dass sich die FPÖ-Fraktion diesem Antrag nicht anschließen 
könne. Wie aus dem Prüfbericht des Prüfungsausschusses hervorgegangen sei, seien 
die Jugendräume in Ranshofen aufgrund der geringen Auslastung zu schließen. Dies 
habe üblicherweise nicht nur Auswirkungen auf die zu zahlenden Mieten, sondern es 
würden auch Betreuungsstunden sowie Vorbereitungsstunden wegfallen; all dies sei in 
der vorliegenden Förderung nicht berücksichtigt. Weiters habe man in der letzten Sit-
zung die Maßnahmen des Strukturbeirates mitbeschlossen, wobei in diesen Maßnah-
men auch eine Kürzung in der Höhe von 20.000 Euro beim Y4U vorgesehen gewesen 
sei, was sich hier ebenfalls nicht widerspiegle. Darüber hinaus werde man in den 
nächsten Monaten vielen Vereinen die Förderungen nicht gewähren können bezie-
hungsweise Förderungen kürzen müssen, unabhängig davon, ob es sich um 
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Sachleistungen oder um Barförderungen, etwa für Sportvereine, handle. Nur weil hier 
ein Jugendverein aufgrund von Regulatorien des Landes davon ausgenommen werde, 
bedeute dies aus seiner Sicht nicht, dass man diese Vereine nicht ebenfalls gleich be-
handeln sollte. Dies sehe man in diesem Antrag nicht, weshalb man aus diesem Grund 
gegen den Antrag stimmen werde. 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP IV/1 ab-
stimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
Aufgrund der äußerst schwierigen Finanzlage wird die Jahresförderung für den Betrieb 
der Jugendräume an den Verein Y4U auf EUR 117.333,33 für das Jahr 2026 reduziert. 
Am Jahresende sind vom Verein Y4U unaufgefordert ein Tätigkeitsbericht und eine Ab-
rechnung vorzulegen.  
Für den Betrieb der Jugendräume in der Pfarre Neustadt wird das anteilige Nutzungs-
entgelt/Betriebskosten in Höhe von EUR 1.800,00 für das Jahr 2026 im Wege einer Bar-
förderung refundiert (vorbehaltlich genehmigter Voranschlag 2026). 

Beschluss: 
Antrag angenommen Für den Antrag: 
  ÖVP-, SPÖ-, Grüne Fraktion 
  Gegen den Antrag: 
  FPÖ-Fraktion 
 
  (ohne StR Gaisbauer, GR Eberl u. GR Stoiber) 
 
an Ib am 12.12.2025 / La 

2. Oö. Jugendcenter-Unterstützungsverein; Subventionsansuchen 2026 
 
GR Mag. Kritzinger MA berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP IV/2 abstimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
Aufgrund der äußerst schwierigen Finanzlage wird die Jahresförderung für den Betrieb 
des ÖGJ-JUZ Braunau auf EUR 34.700,00 im Jahr 2026 reduziert (vorbehaltlich geneh-
migter Voranschlag 2026). Am Jahresende sind unaufgefordert ein Tätigkeitsbericht 
und eine Abrechnung vorzulegen. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
                                                                     (ohne GR Stoiber, GR Eberl und GR Haubentrath) 
 
an Ib am 12.12.2025 / La 
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3. Förderung für Studierende, Evaluierung 
 
GR Mag. Kritzinger MA berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP IV/3 abstimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
Studierende im Alter vom vollendeten 18. bis zum vollendeten 26. Lebensjahr, welche 
während des Studienjahres den Hauptwohnsitz in Braunau am Inn haben, wird die 
Möglichkeit geboten, eine Förderung in Höhe von EUR 75,00 je Semester zu beantra-
gen. 
Der bisherige Beschluss des GR vom 31.03.2016/TOP III/17 wird aufgehoben. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
                                                                                  (ohne GR Stoiber, GR Eberl, GR Hauben- 
                                                                                   trath und GR Hochhuber)  
 
an Ib am 12.12.2025 / La 

4. Volkshilfe Flüchtlings- und MigrantInnenbetreuung;  
Integrationsarbeit Braunau – Wohnen im Dialog; Subventionsansuchen 2026 
 
GR Mag. Kritzinger MA berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP IV/4 abstimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
Zustimmung zur Gewährung einer Subvention in Höhe von EUR 10.000,00 für das Pro-
jekt Wohnen im Dialog an die Volkshilfe Flüchtlings- und Migrant:innenbetreuung 
GmbH im Jahr 2026. Ein Bericht ist vorzulegen. Vorbehaltlich genehmigter Voranschlag 
2026. 

Beschluss: 
Antrag angenommen Für den Antrag: 
  ÖVP-, SPÖ-, Grüne-Fraktion 
  Gegen den Antrag durch Stimmenthaltung: 
  FPÖ-Fraktion 
 
 (ohne GR Stoiber, GR Eberl, GR Hauben- 
  trath, GR Hochhuber und GR B. Bachinger) 
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5. Y4U-Jugendforum bzw. Jugendräume Ranshofen 
Mietvertrag vom 20.05.2022 – Kündigung (VM-1125) 
 
GR Mag. Kritzinger MA berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP IV/5 abstimmen. 

Antrag: (mit WiA.) 
Der Mietvertrag vom 20.05.2022 wird unter Einhaltung einer dreimonatigen Kündi-
gungsfrist zum Monatsletzten gekündigt.  

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig - 
                                                                       (ohne GR Stoiber, GR Haubentrath, GR Hoch- 
                                                                       huber, GR B. Bachinger und GR Dutzler) 
 
an Ib am 12.12.2025 / La 

6. Volksschule Braunau-Laab – Änderung Freier Dienstvertrag Schulärztin  
 
abgesetzt 
 
 
 

V. Anträge des Planungsausschusses: 

1. Talstraße Lambert, Bebauungsplan Nr. 34 - Änderung Nr. 10;  
Planungskostenvereinbarung 
 
Vbgm. DI Grabner-Sittenthaler berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP V/1 abstimmen. 

Antrag: 
Der vorliegenden, vollinhaltlich zur Kenntnis genommenen Planungskostenvereinba-
rung vom 12.11.2025, welche sich auf das Raumordnungsverfahren IIIa610-2025-10- 
Talstraße Lambert bezieht, wird zugestimmt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
                                                                                   (ohne GR Stoiber, GR Haubentrath,  
                                                                                   GR Hochhuber und GR B. Bachinger)  
 
an IIIa am 12.12.2025 / La 
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2. Talstraße Lambert, Bebauungsplan Nr. 34 - Änderung Nr. 10; Einleitung 
 
Vbgm. DI Grabner-Sittenthaler berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP V/2 abstimmen. 

Antrag: 
Aufgrund des im Amtsvortrag angeführten Sachverhaltes und der Begründung ist das 
Verfahren zur Änderung Nr. 10 des Bebauungsplanes Nr. 34 lt. Änderungsplan BPL 
34.10 - Talstraße Lambert vom 12.11.2025 nach den Bestimmungen des Oö. ROG 1994 
idgF einzuleiten. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
                                                                              (ohne GR Hochhuber, GR B. Bachinger und 
                                                                              GR Ranftl)  
 
an IIIa am 12.12.2025 / La 

3. Ringstraße-Kaserngasse, Bebauungsplan Nr. 24/1 - Änderung Nr. 58; Einleitung 
 
Vbgm. DI Grabner-Sittenthaler berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP V/3 abstimmen. 

Antrag: 
Aufgrund des im Amtsvortrag angeführten Sachverhaltes und der Begründung ist das 
Verfahren zur Änderung Nr. 58 des Bebauungsplanes Nr. 24/1 lt. Änderungsplan BPL 
24/1.58 - Ringstraße-Kaserngasse vom 12.11.2025 nach den Bestimmungen des Oö. 
ROG 1994 idgF einzuleiten. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
                                                                                  (ohne GR Hochhuber und GR Ranftl)  
 
an IIIa am 12.12.2025 / La 

4. Josef Prechtl-Weg, Flächenwidmungsplan Nr. 6 - Änderung Nr. 29, Änderung Bebau-
ungsplan Nr. 6 - Änderung Nr. 25; Beschlussfassung 
 
Vbgm. DI Grabner-Sittenthaler berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
StR Ing. Pill erklärt, dass ihn vor nicht allzu langer Zeit selbst eine Änderung eines 
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Bebauungsplanes betroffen habe. Wer sich daran erinnere, wisse, dass es damals um 
die Neuerrichtung des Promente-Gebäudes gegangen sei. Dieses Gebäude sei seit dem 
Jahr 2006, als er sein Haus erworben habe, sein Nachbar; man habe keine Probleme 
und habe wirklich ein sehr gutes nachbarschaftliches Verhältnis. Beim Neubau sei je-
doch ebenfalls um eine Änderung angesucht worden, und er habe auch damals seine 
Bedenken geäußert, da ihm dieser Neubau als relativ massiv erschienen sei. Auch da-
mals habe Herr Vbgm. Grabner-Sittenthaler beschwichtigend erklärt, dass dies nicht so 
sein werde. Nun sei das Gebäude errichtet, es sei massiv, es sei hässlich und es sei ei-
nes der wenigen Gebäude, bei denen seine Besucher tatsächlich äußerten, was sich die 
Verantwortlichen dabei gedacht hätten, so etwas an dieser Stelle zu errichten, da es 
sich überhaupt nicht einfüge. Dies höre er immer wieder, und aus diesem Grund könne 
er sehr gut nachvollziehen, wenn Anrainer darauf hinwiesen, dass sie dort wohnten 
und sich die Entwicklung in einem verträglichen Ausmaß bewegen solle. Aus diesem 
Grund könne er diesem Antrag seine Zustimmung nicht geben. Er werde von seinem 
Recht Gebrauch machen, sich der Stimme zu enthalten, und er bedauere, nicht Mit-
glied des Planungsausschusses zu sein, da dieser Antrag sonst auch dort nicht einstim-
mig gewesen wäre. 
 
GR C. Bachinger führt ergänzend aus, dass man sich zuvor in der Vorbesprechung dazu 
entschieden habe, dass sich die FPÖ Stadt Braunau enthalten werde, und zwar aus 
mehreren Gründen. Man habe sich die gesamte Angelegenheit noch einmal genau an-
gesehen, und aus diesem Grund gehe man hier nun nicht mit. 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP V/4 ab-
stimmen. 

Antrag: 
Aufgrund des im Amtsvortrag angeführten Sachverhaltes und der Begründung wird  
a) die Änderung Nr. 29 des Flächenwidmungsplanes Nr. 6 lt. Änderungsplan FW 6.29 

- Josef Prechtl-Weg vom 07.11.2024 
b) die Änderung Nr. 25 des Bebauungsplanes Nr. 6 lt. Änderungsplan BPL 6.25 - Josef 

Prechtl-Weg vom 23.09.2025 
nach den Bestimmungen des Oö. ROG 1994 idgF beschlossen. 

Beschluss: 
Antrag angenommen Für den Antrag: 
  SPÖ-, Grüne-Fraktion, Vbgm. Hermann, 
  GR Eberl, GR Haubentrath, StR Knauseder, 
  GR N. Bernroithner, GR Stoffle, StR Gaisbauer, 
  GR Šijaković, GR Kritzinger, 
  GR A. Bernroithner, GR Dutzler, 
  GRE Obermayr, GRE Hamminger 
  Gegen den Antrag durch Stimmenthaltung: 
  FPÖ-Fraktion, Bgm. Waidbacher, GR Stoiber 
 
  (ohne GR Bruckbauer) 
 
an IIIa am 12.12.2025 / La 
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5. Obere Hofmark Süd, Anregung Änderung Flächenwidmungsplan Nr. 6; Ablehnung 
 
Vbgm. DI Grabner-Sittenthaler berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP V/5 abstimmen. 

Antrag: 
Aufgrund des im Amtsvortrag angeführten Sachverhaltes und der Begründungen wird 
eine Änderung des Flächenwidmungsplanes Nr. 6 für die Grundstücke Nr. 501/5 (Teil-
fläche) sowie Nr. 1536/36 (Teilfläche), beide KG Ranshofen, abgelehnt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
  (ohne GR Bruckbauer) 
 
an IIIa am 12.12.2025 / La 

6. Ranshofen Blankenbach, Anregung Änderung Flächenwidmungsplan Nr. 6;  
Ablehnung 
 
Vbgm. DI Grabner-Sittenthaler berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP V/6 abstimmen. 

Antrag: 
Aufgrund des im Amtsvortrag angeführten Sachverhaltes und der Begründungen wird 
eine Änderung des Flächenwidmungsplanes Nr. 6 für das Grundstück Nr. 2160/2, KG 
Ranshofen, abgelehnt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
                                                                                     (ohne GR Bruckbauer und StR Pill) 
 
an IIIa am 12.12.2025 / La 
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7. Verständigung Gemeinde St. Peter am Hart, Änderung ÖEK Nr. 3, Änderung Flächen-
widmungsplan Nr. 6, Gst. Nr.: 154/3, 188/4 und Teilfl. 188/3, 151/6 und Teilfl. 151/2, 
alle KG 40008 Hagenau 
 
Vbgm. DI Grabner-Sittenthaler berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP V/7 abstimmen. 

Antrag: 
Der bezogene Vorgang wird als Information zur Kenntnis genommen. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
                                                                      (ohne GR Bruckbauer, StR Pill und GR Eiblmaier) 
 
an IIIa am 12.12.2025 / La 

VI. Anträge des Bau- und Umweltausschusses: 

1. Weiterführung FAB-Reno-Projekt Reno-TOP – Vereinbarung 2026 
 
GR Gapp berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VI/1 abstimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
Dem Abschluss der Vereinbarung mit dem FAB Reno-TOP wird gemäß beiliegendem 
vollinhaltlich zur Kenntnis gebrachten Vereinbarungsentwurf vom 13.10.2025 die Zu-
stimmung erteilt. 
 
Stundensätze ab 01.01.2026: Kursteilnehmer: € 17,50 (bislang € 16,98) 
     Fachbetreuer:  € 39,20 (bislang € 38,03) 
Rahmen:   Kursteilnehmerstunden  10.000 h 
     Fachbetreuerstunden     2.200 h 
 
Abgerechnet werden die Arbeitsstunden eines Kursteilnehmers inklusive Fachbetreu-
eranteil mit € 26,12 je Arbeitsstunde. Auftragsumfang gesamt € 261.200,00. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
                                                                           (ohne StR Pill, GR Eiblmaier und GRE Asen) 
 
an IIIc am 12.12.2025 / La 
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2. Weiterführung FAB-Sozialbetriebe Werkstatt Umwelt – Vereinbarung 2026 
 
GR Gapp berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VI/2 abstimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
Dem Abschluss der Vereinbarung mit dem FAB zur Betreuung des städt. Recyclinghofs 
mit dem Projekt Werkstatt Umwelt wird gemäß beiliegendem vollinhaltlich zur Kennt-
nis gebrachten Vereinbarungsentwurf vom 13.10.2025 die Zustimmung erteilt. 
 
Stundensätze ab 01.01.2026: Kursteilnehmer: € 17,50 ca. 14.000 h 
     Fachbetreuer:  € 39,20 pauschal 1.400 h  
     Km-Geld:  € 1,40/km 
Auftragsumfang gesamt: € 300.000,00 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
                                                                                        (ohne StR Pill und GRE Weibold) 
 
an IIIc am 12.12.2025 / La 

3. Novellierung der Schrebergartenordnung für die städtischen Anlagen 
 
GR Gapp berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
GR Bruckbauer äußert die Bitte, zu prüfen, ob die Aussendung gegebenenfalls mehr-
sprachig erfolgen könne, etwa mittels QR-Code oder anderer geeigneter Möglichkei-
ten. Er betont, dass es sich dabei lediglich um eine Anfrage handle. 
 
GR DI Mag. Hackl bringt dazu eine Anmerkung hinsichtlich der Mehrsprachigkeit ein 
und führt aus, dass es mittlerweile Übersetzungstools gebe. Die Schrebergartenord-
nung könne, wenn gewünscht, in ein solches Übersetzungstool kopiert und in jede be-
liebige Sprache übersetzt werden. 
 
GR Bruckbauer sieht dies als möglichen Ansatz und bedankt sich dafür. 
 
Bgm. Mag. Waidbacher gibt zu bedenken, dass man die Übersetzungen dennoch über-
arbeiten müsse, da dies leider nicht zu hundert Prozent zuverlässig funktioniere. 
 
GR DI Mag. Hackl merkt an, dass man dies berücksichtigen solle, bevor man den Auf-
wand betreibe, die Schrebergartenordnung in zahlreiche Sprachen zu übersetzen. 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VI/3 ab-
stimmen. 
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Antrag: (mit WiA) 
Der Novellierung der Schrebergartenordnung laut Entwurf vom 27.10.2025 wird vollin-
haltlich zugestimmt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
  (ohne StR Pill) 
 
an IIb am 12.12.2025 / La 

4. Klimastrategie Braunau 2040 – Endbericht KLIMASTRATEGIE BRAUNAU AM INN 2040 
 
GR Gapp berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
 
Herr Bgm. Mag. Waidbacher übergibt den Vorsitz um 20.27 Uhr an Herrn  
Vbgm. Hermann 
 
 
Herr Vbgm. Hermann übergibt den Vorsitz um 20.33 Uhr an Herrn  
Bgm. Mag. Waidbacher 
 
 
StR Winterstätter sagt, dass er kurz ausholen müsse. Er erklärt, dass er in seiner Funk-
tion als Stadtrat für Bau- und Umweltschutz vom 18. bis 20. November gemeinsam mit 
Frau Kollegin Tanja Denk vom Stadtamt, die für diesen Bereich zuständig sei, die Stadt 
Braunau in Innsbruck beim Dialogforum „Klimaneutrale Stadt“ habe vertreten dürfen. 
Dazu hält er fest, dass es sich um eine äußerst interessante Veranstaltung mit vielen 
spannenden Workshops gehandelt habe. An zwei Abenden habe es zudem Exkursio-
nen zu Vorzeigeprojekten der Stadt Innsbruck gegeben. Er betont, dass er nicht lange 
ausholen wolle, erwähnt jedoch beispielhaft den Besuch des Olympischen Dorfes. Dort 
sei ein Platz, der früher so ausgesehen habe (er zeigt ein Bild des früher versiegelten 
Platzes, Anm.), auf einer Fläche von 4.000 m² begrünt und entsiegelt worden. Der Platz 
sehe nun völlig anders aus (er zeigt ein Bild des neu gestalteten Platzes, Anm.). Die Auf-
enthaltsqualität sei natürlich unvergleichlich besser; früher sei es ein sogenannter 
„Lost Place“ gewesen, den man nur aufgesucht habe, wenn es unbedingt notwendig 
gewesen sei. Inzwischen würden diesen Platz Menschen aus ganz Innsbruck besuchen. 
Es gebe dort Wasserspiele und Vernebelungsanlagen, um im Sommer für Abkühlung zu 
sorgen. Als weiteres Beispiel erwähnt er noch kurz die Umgestaltung des Hauptplatzes 
in Amstetten mit über 70 Schwammstadtbäumen. Dies sei selbstverständlich eine kost-
spielige Angelegenheit gewesen. Auch Parkplätze seien dort reduziert worden, jedoch 
seien selbst die heftigsten Kritikerinnen und Kritiker, etwa 15 %, die massiv dagegen 
gewesen seien, allen voran ein Juwelier, mittlerweile zu den größten Befürwortern die-
ses Projekts geworden. Der Juwelier habe inzwischen erkannt, dass nicht das vorbei-
fahrende Auto bei ihm einkaufe, sondern jene Menschen, die zuvor unter den Bäumen 
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im Café säßen und anschließend an seinem Schaufenster vorbeischlenderten. Für der-
art große Maßnahmen werde der Stadt Braunau leider das Geld fehlen, so seine Be-
fürchtung. Dennoch habe auch Frau Gapp bereits angesprochen, dass es zahlreiche 
kleinere Maßnahmen gebe. Man habe den Klimarat mit vielen guten Ideen von Bürge-
rinnen und Bürgern gehabt, ebenso Workshops mit Verwaltung und Politik. Man be-
finde sich in diesem Prozess und beginne diesen Weg zu gehen. Für ihn sei es eine 
große Ehre gewesen, in Innsbruck auch die Auszeichnung für Braunau als Pionierstadt 
entgegennehmen zu dürfen. In ganz Österreich gebe es lediglich 47 dieser Pionier-
städte, die sich ebenfalls alle in Innsbruck getroffen hätten. Er erklärt weiters, dass er 
nun einerseits dem Herrn Bürgermeister die entsprechende Plakette überreichen dürfe 
und andererseits die von Herrn Minister Hanke ausgestellte Urkunde. Dies sei als Auf-
trag zu verstehen, bei allen Entscheidungen, die im Gemeinderat getroffen würden, 
das Thema Klima- und Umweltschutz stets mitzudenken und diesen Weg konsequent 
weiterzugehen. Er befürchtet, dass es sich dabei nicht nur um einen einmaligen Auf-
trag handle, sondern um einen Dauerauftrag, auch über das Jahr 2040 hinaus. 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VI/4 ab-
stimmen. 

Antrag: 
Die mit dem Klimabündnis OÖ erarbeitete KLIMASTRATEGIE BRAUNAU AM INN 2040, 
dient als Grundlage der langfristigen Umsetzung von Maßnahmen zur Erreichung der 
Klimaziele. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
  (ohne StR Knauseder) 
 
an IIIa am 12.12.2025 / La 

VII. Anträge des Sozialausschusses: 

1. Kautionsfonds für Wohnungsmieter:innen; Streichung des Kautionsfonds 
 
StR Mag. Schäfer berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VII/1 abstimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
Der Kautionsfonds der Stadtgemeinde Braunau am Inn wird mit 31.12.2025 gestrichen. 
Der bisherige Beschluss des GR vom 19.10.2023/Top IX/1 wird aufgehoben. 
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Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
                                                                                (ohne StR Knauseder, GR A. Bernroithner, 
                                                                                StR Winterstätter, Vbgm. Hermann und  
                                                                                GR Ranftl) 
 
an Ib am 12.12.2025 / La 

2. Neubau Rotkreuz Bezirksstelle Braunau; Ansuchen um finanzielle Unterstützung 
 
StR Mag. Schäfer berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VII/2 abstimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
Dem Oberösterreichischen Roten Kreuz wird zum Neubau der Rotkreuz Bezirksstelle 
und der Rotkreuz Ortsstelle Braunau keine zusätzliche Förderung gewährt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
                                                                            (ohne GR A. Bernroithner, StR Winterstätter 
                                                                            und Vbgm. Hermann) 
 
an IIIa am 12.12.2025 / La 

3. Familienakademie der Kinderfreunde 
Region Innviertel – Eltern-Kind-Zentrum Braunau (EKIZ);  
Ansuchen um Förderung für das Jahr 2026 
 
StR Mag. Schäfer berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
StR Mag. Schäfer führt aus, dass sie den Kern des Eltern-Kind-Zentrums nun nochmals 
hervorheben möchte, auch aus persönlicher Erfahrung. Sie erläutert, dass man nach 
der Geburt des ersten Kindes als Familie beziehungsweise als Frau einen Raum betrete, 
den man sich meist äußerst schön und harmonisch vorstelle, der sich jedoch häufig 
nicht mit der Realität decke. Es handle sich um eine Zeit, in der man dringend nach 
Austausch, Orientierung und im Grunde nach Halt suche. Sie ist der Ansicht, dass ei-
nige Anwesende wüssten, wovon sie spreche. Sie führt weiter aus, dass man sich in ei-
ner solchen Phase, in der man nach Gleichgesinnten suche, auf den Weg mache und 
ein Zentrum aufsuche, in ihrem Fall damals ein Eltern-Kind-Zentrum in Wien, wobei die 
Grundidee dieselbe gewesen sei, und entsprechende Kurse belege. Sie habe vergli-
chen, welche Kurse es damals gegeben habe und welche Kurse heute im Eltern-Kind-
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Zentrum angeboten würden, die teilweise auch in der Kritik stünden. Wenn man etwa 
Babymassage, Nappydancers oder Angebote wie „Kinder und ihre Ängste“ heranziehe, 
werde deutlich, dass es sich dabei nicht nur um Angebote für die erste Zeit handle, 
sondern um eine Begleitung, die das Eltern-Kind-Zentrum Eltern, Familien und auch 
Kindern biete. Sie schildert weiters, dass bei ihr persönlich während des Singens von 
„Zappelzwergen“, während des Wickelns ihrer Tochter oder bei anderen, vielleicht un-
gewöhnlich wirkenden Tätigkeiten in diesen Kursen sofort Kontakte zu anderen Müt-
tern und Familien entstanden seien. Man könne sich austauschen, Erfahrungen teilen, 
Orientierung erhalten und Halt finden und erkennen, dass es Gleichgesinnte gebe. Sie 
ist der Meinung, dass ein solches Angebot in dieser Lebensphase ein wesentlicher Fak-
tor sei, der Sicherheit vermittle. Abschließend hält sie fest, dass es im Zusammenhang 
mit den Freiwilligen Sozialen Leistungen im Härteausgleich und den damit verbunde-
nen Ermessensbeiträgen aus ihrer Sicht wünschenswert wäre, diese Diskussion noch-
mals zu führen und zu klären, was möglich sei, was Familien in Braunau erhalten könn-
ten und was man ihnen geben könne. Sie betont, dass ein Eltern-Kind-Zentrum zwar 
oft als romantisierter Bereich wahrgenommen werde, für viele Menschen, auch für sie 
selbst, jedoch ein Ort sei, an dem Freundschaften entstünden, Orientierung geboten 
werde und Sicherheit im Umgang mit der Aufgabe der Kindererziehung vermittelt 
werde. Damit schließt sie ihre Ausführungen. 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VII/3 ab-
stimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
a) Die Familienakademie der Kinderfreunde Region Innviertel erhält für das Eltern-

Kind- Zentrum Braunau am Inn aufgrund des Ansuchens vom 21.10.2025 für das 
Jahr 2026 eine Förderung in Höhe von EUR 15.000,00. Die Auszahlung wird nach 
Maßgabe der finanziellen Möglichkeiten erfolgen. 

b) Der Verwendungsnachweis für die Förderung 2026 ist bis spätestens 31.03.2027 
vorzulegen. 

Beschluss: 
Antrag angenommen Für den Antrag: 
  SPÖ-, Grüne-Fraktion, Bgm. Waidbacher, 
  Vbgm. Hermann, GR Kritzinger, 
  StR Knauseder, StR Gaisbauer, GR Stoiber,  
  GR Šijaković, GR A. Bernroithner, GR Dutzler 
  Gegen den Antrag: 
  FPÖ-Fraktion, GRE Obermayr 
  Gegen den Antrag durch Stimmenthaltung: 
  GR Bruckbauer, GR Haubentrath,  
  GR N. Bernroithner, GR Stoffle, GR Eberl 
  GRE Hamminger 
 
an Ib am 12.12.2025 / La 
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4. Begrüßungsgeschenk an Neugeborene; Aufhebung ab 01.01.2026 
 
StR Mag. Schäfer berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VII/4 abstimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
Das Begrüßungsgeschenk für Eltern von Neugeborenen in Form von Brückenzehnern 
im Wert von EUR 30,00 pro Kind wird ab 01.01.2026 eingestellt. Jener Restbestand, der 
bereits eingekauft wurde, wird an die Eltern ausgegeben. Der Beschluss des GR vom 
31.10.2016/TOP II/15 wird aufgehoben. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
                                                                               (ohne GR Hochhuber, GR B. Bachinger  
                                                                               und GR Kritzinger) 
 
an Ib am 12.12.2025 / La 

5. Antrag auf einvernehmliche Auflösung Mietvertrag Santner Winfried; Laaber Holz-
weg 48/Top 7 
 
StR Mag. Schäfer berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VII/5 abstimmen. 

Antrag: (mit Wi.A.) 
Dem Antrag von Hr. Santner Winfried zur einvernehmlichen Auflösung des Mietver-
hältnisses am Laaber Holzweg 48 Top 7 zum 31.12.2025 wird die Zustimmung erteilt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
                                                                               (ohne GR Hochhuber, GR B. Bachinger  
                                                                               und GR Kritzinger) 
 
an Ib am 12.12.2025 / La 

6. „Feuerwehrwohnungen“ Laaber Holzweg 48; Erhöhung Mietzins  
 
StR Mag. Schäfer berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
StR Mag. Schäfer ergänzt, dass im Ausschuss argumentiert worden sei, es handle sich 
um eine Maßnahme, die jetzt umgesetzt werden müsse. Diese Argumentation werde 
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von ihr beziehungsweise von der SPÖ-Fraktion nicht als besonders überzeugend erach-
tet, da das entsprechende Gespräch bereits im Jahr 2022 im Wirtschafts- und Finanz-
ausschuss geführt worden sei. Sie persönlich beziehungsweise die SPÖ-Fraktion seien 
der Ansicht, dass sich unter Druck nur sehr schlecht verhandeln lasse. Es sei der Vor-
schlag eingebracht worden, eine stufenweise Erhöhung vorzunehmen; dieser sei zwar 
gehört, jedoch nicht aufgegriffen worden. Aus diesem Grund werde die Sozialdemokra-
tie der Stadt Braunau dem Antrag auf Erhöhung auf 100 % des Mietzinses nicht zustim-
men. 
 
Bgm. Mag. Waidbacher meldet sich ebenfalls zu Wort und führt aus, dass es sich ers-
tens um einen Punkt aus dem Katechismus handle, auch wenn er nicht genau wisse, 
auf welcher Seite dieser zu finden sei. Er betont jedoch ausdrücklich, dass dies keines-
falls eine Missachtung oder geringere Wertschätzung gegenüber den Kameradinnen 
und Kameraden der Feuerwehr darstellen solle, ganz im Gegenteil. Man wisse sehr 
wohl zu schätzen, was die Kameradinnen und Kameraden an 365 Tagen im Jahr rund 
um die Uhr leisteten und zur Verfügung stünden, und dies habe seiner Ansicht nach 
auch einen Sonderapplaus verdient. Wie bereits erwähnt, handle es sich jedoch um ei-
nen Punkt aus dem Prüfbericht des Landes Oberösterreich. 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VII/6 ab-
stimmen. 

Antrag: (mit Wi.A. und Fin.A) 
a) Der Erhöhung des Mietzinses bei der Vermietung der Feuerwehrwohnungen am 

Laaber Holzweg 48 für die zukünftig abzuschließenden Mietverträge auf die Basis 
der Richtwert-Mietsätze gem. Mietrechtsgesetz bzw. Richtwertgesetz wird die Zu-
stimmung erteilt.  

b) Dem beiliegenden Muster des Mietvertrages vom 06.11.2025 zur Vermietung der 
Feuerwehrwohnungen am Laaber Holzweg 48 für die zukünftig abzuschließenden 
Mietverträge wird die Zustimmung erteilt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen Für den Antrag: 
  FPÖ-, Grüne-Fraktion, Bgm. Waidbacher,  
  Vbgm. Hermann, GR Eberl, GR Haubentrath,  
  StR Knauseder, GR N. Bernroithner,  
  GR Stoffle, StR Gaisbauer, GR Bruckbauer, 
  GR Stoiber, GR Šijaković, GR Kritzinger,  
  GR A. Bernroithner, GR Dutzler,  
  GRE Hamminger 
  Gegen den Antrag: 
  SPÖ-Fraktion 
  Gegen den Antrag durch Stimmenthaltung:  
  GRE Obermayr 
 
an IIb am 12.12.2025 / La 
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VIII. Anträge des Sportausschusses: 

1. Tarifanpassung Sporthalle 
Tarifanpassung Stadion Braunau, Fußballanlagen Ranshofen und Laab mit Neben-
plätzen 
 
StR Mag. Ing. Haberfellner berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VIII/1 abstimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
a) Der Gebührentarifanpassung für die Bezirkssporthalle ab 01.01.2026, wird laut 

vorliegendem vollinhaltlich zur Kenntnis genommenen Gebührentarifordnungs-
entwurf vom 05.11.2025 zugestimmt. 

b) Der Gebührentarifanpassung für das Stadion und alle Fußballanlagen ab 
01.01.2026, wird laut vorliegendem vollinhaltlich zur Kenntnis genommenen Ge-
bührentarifordnungsentwurf vom 05.11.2025 zugestimmt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIa am 12.12.2025 / La 

2. Förderansuchen WSV/ATSV Ranshofen und ATSV Laab 
Ankauf automatischer Rasenroboter mit Markierkit für die Fußballflächen 
StR Mag. Ing. Haberfellner berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VIII/2 abstimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
Zustimmung zur Förderung des Ankaufs eines Mowy FJD inkl. Linienmarker-Kit LM01 
pro Verein und Verkauf des Spindelmähers zu Beträgen von  
a) Fördersumme Brutto WSV-ATSV Ranshofen: 18.888 € 
b) Fördersumme Brutto ATSV Laab:   18.888 € 
c) Einnahme Verkauf Spindelmäher netto   17.000 € 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIa am 12.12.2025 / La 
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3. ATSV Ranshofen Fußball 
Ansuchen um Förderung Markierfarbe 
 
StR Mag. Ing. Haberfellner berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VIII/3 abstimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
Das Ansuchen des ATSV Ranshofen Fußball um Förderung der Markierfarbe wird abge-
lehnt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIa am 12.12.2025 / La 

4. Triathlon ATSV Braunau 
31. Braunauer Sprinttriathlon 2026 
Antrag zur Förderung von Veranstaltungen und öffentlichen Aktivitäten von Verei-
nen 
 
StR Mag. Ing. Haberfellner berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
GR C. Bachinger bedauert es im Nachhinein, dass dem Triathlon keine Barförderung 
gewährt werde. Wie man sehen könne, gehe es der Stadt offenbar finanziell wieder 
besser, und die im Strukturbeirat beschlossenen Maßnahmen hätten offenbar nicht 
mehr die zuvor angenommene Bedeutung. Gewisse Vorhaben würden nun wieder um-
gesetzt, obwohl zuvor festgehalten worden sei, dass man diese nicht mehr verfolgen 
wolle. Aus diesem Grund halte er es für schade, dass die Barförderung in diesem Fall 
gestrichen worden sei. 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VIII/4 ab-
stimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
Aufgrund der äußerst schwierigen Finanzlage und des voraussichtlichen Härteaus-
gleichs ab 2026 wird für den Triathlon ATSV Braunau zum 31. Braunauer Sprinttriath-
lon am 3. Mai 2026 folgender Beschluss gefasst: 
a) Es wird keine Barförderung gewährt. 
b) Förderung von Sachleistungen des Bauhofs   EUR 550,00 

(unter Vorbehalt nach Maßgabe der finanziellen Mittel) 
c) Förderung der Kosten für die Bezirkssporthalle   EUR 350,00 

(unter Vorbehalt nach Maßgabe der finanziellen Mittel) 
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d) Gratiseintritt in das Freibad für Triathlon-Teilnehmer:innen und –Besucher:innen 
e) Kostenlose Nutzung des Freibad-Sportbeckens, des Freibadgeländes und der Grup-

pengarderobe. 
Vorbehaltlich genehmigter Voranschlag 2026. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an Ib am 12.12.2025 / La 

5. Sonderförderung anlässlich Vereinsjubiläen 
 
StR Mag. Ing. Haberfellner berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VIII/5 abstimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
Vereine mit Sitz in der Stadtgemeinde Braunau am Inn erhalten ab 01.01.2026 bei Ver-
einsjubiläen ab Bestandsjubiläen von 20 Jahren und weiter im Abstand von 10 Jahren, 
wobei das erste Jubiläum auch ein halbrundes Jubiläum sein kann, wie z.B. 25 Jahr-Ju-
biläum, einen Kostenbeitrag für eine Jubiläumsveranstaltung in Höhe von 50% der be-
legten Kosten, höchstens aber EUR 500,00 gegen Vorlage der originalen Rechnungsbe-
lege. Der bisherige Beschluss des GR vom 12.12.2023/TOP III/14 wird aufgehoben. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an Ib am 12.12.2025 / La 

6. UNION VKB Braunau – Sektion Badminton 
Ansuchen um Refundierung der HTL-Turnhallenbenützungsgebühr (2024-2025) 
 
StR Mag. Ing. Haberfellner berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VIII/6 abstimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
Dem Verein Union VKB Braunau – Sektion Badminton werden 90 % der Hallenmiete für 
die Benützung der HTL Turnhalle, einerseits für den Zeitraum von Mitte September 
2024 bis Anfang Juli 2025 und andererseits für die Sommerferien 2025 (07.07.2025 bis 
05.09.2025), in der Höhe von EUR 6.146,55 refundiert. 
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Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
  (ohne GR Gapp) 
 
an IIIa am 12.12.2025 / La 

7. Förderansuchen WSV/ATSV Ranshofen Tennis - Erneuerung Flutlichtanlage auf LED-
Technik 
 
StR Mag. Ing. Haberfellner berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VIII/7 abstimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
Dem WSV/ATSV Ranshofen Sektion Tennis wird für die Erneuerung der Flutlichtanlage 
auf LED-Technik eine Förderung von EUR 4.250,00 gewährt. 

Beschluss:  
Antrag angenommen - einstimmig - 
  (ohne GR Gapp) 
 
an IIa am 12.12.2025 / La 

IX. Antrag aus dem Personalbeirat II: 

1. Dienstbetriebsordnung 
 
GRE Mag. Hamminger berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP IX/1 abstimmen. 

Antrag: 
Gemäß § 37 Abs. 3 Oö. Gemeindeordnung 1990 idgF wird die Dienstbetriebsordnung 
laut Entwurf vom 03.11.2025 erlassen.  

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an OEPE am 12.12.2025 / La 
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X. Allfälliges 

1. GR Streitberger erörtert, dass er erfahren habe, dass die Stadtgemeinde Braunau be-
ziehungsweise alle Gemeinden in Oberösterreich vom Land Oberösterreich eine finan-
zielle Unterstützung erhalten hätten, um Personal für Hilfestellungen im Zusammen-
hang mit der App „ID Austria“ bereitzustellen. Diese Unterstützung betreffe nicht nur 
die Installation der App, sondern auch die Hilfestellung im Umgang mit der App. Er 
frage sich daher, wer in der Stadtgemeinde Braunau dafür zuständig sei, an wen man 
sich wenden könne und wo sich das dafür zuständige Büro befinde. 
 
Bgm. Mag. Waidbacher antwortet, dass die Stadtgemeinde die ID Austria selbst nicht 
abwickle. 
 
GR Streitberger entgegnet darauf, dass vom Land Oberösterreich gewährleistet wor-
den sei, dass alle Gemeinden diese Leistung umsetzen müssten und dafür auch ent-
sprechende budgetäre beziehungsweise finanzielle Mittel für jede Gemeinde in 
Oberösterreich zur Verfügung gestellt worden seien. 
 
StR HR Mag. Gaisbauer erklärt dazu, dass man sich hierfür an die Bezirkshauptmann-
schaft wenden könne. 
 
GR Streitberger hält dagegen fest, dass nicht nur die Bezirkshauptmannschaft, sondern 
auch die Gemeinden zuständig seien. 
 
Bgm. Mag. Waidbacher ergänzt, dass die Mittel, die man dafür erhalten habe, nicht 
ausschließlich für die ID Austria vorgesehen gewesen seien. 
 
GR Streitberger führt weiter aus, dass die umliegenden Gemeinden im Bezirk Braunau 
diese Hilfestellungen teilweise bereits anbieten würden. 
 
Bgm. Mag. Waidbacher erklärt, dass ihm dies bekannt sei, und ersucht anwesende 
ehemalige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, kurz wegzuhören, da man damit im 
Grunde Aufgaben der Bezirkshauptmannschaft miterledigen würde. 
 
GR Streitberger widerspricht und hält fest, dass er nicht glaube, dass die Bezirkshaupt-
mannschaft diese Leistungen erbringe. 
 
StR HR Mag. Gaisbauer entgegnet, dass sie selbst auf der Bezirkshauptmannschaft ge-
wesen sei und sich dort im Bürgerservice ihre ID Austria habe einrichten lassen. Dies 
werde dort durchgeführt und gehe auch sehr rasch. 
 
GR Streitberger hält erneut fest, dass seine Information gewesen sei, dass die Ge-
meinde verpflichtet sei, die Hilfestellung zur ID Austria zu leisten. Die Bezirkshaupt-
mannschaft sei zwar ebenfalls vorgesehen, jedoch auch die Gemeinde. 
 
Bgm. Mag. Waidbacher erläutert daraufhin, dass die Gemeinde für Unterstützungsleis-
tungen bei der Beantragung und bei der Umsetzung zuständig sei. Er erklärt weiters, 
dass man beispielsweise früher den Heizkostenzuschuss auch analog habe beantragen 
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können, dieser nun jedoch ausschließlich digital beantragt werden könne. Genau für 
jene Leistungen, die nun nur noch digital und nicht mehr analog zu beantragen seien, 
habe die Gemeinde eine gewisse finanzielle Abgeltung erhalten. Diese reiche jedoch 
nicht aus, um den tatsächlich eingesetzten Arbeitsaufwand abzudecken. Die Abwick-
lung erfolge in der Sozialabteilung, wo auch bei der Beantragung der ID Austria unter-
stützt werde. Die eigentliche Einrichtung der ID Austria erfolge jedoch bei der Bezirks-
hauptmannschaft, da diese lediglich rund 500 Meter Luftlinie entfernt sei. Zusätzlich 
gebe es noch eine weitere Stelle, nämlich das Finanzamt, bei der die ID Austria eben-
falls beantragt werden könne. 
 
GR Streitberger merkt an, dass er das Finanzamt grundsätzlich gut finde, sofern man 
dort tatsächlich hineinkomme, und dass es bei telefonischen Anrufen passieren könne, 
dass man in Vorarlberg lande. 
 
Bgm. Mag. Waidbacher entgegnet, dass er selbst seine ID Austria beim Finanzamt be-
antragt habe und dort auch schnell bedient worden sei. 
 
an GGI am 30.12.2025 / La 

 
 

2. GRE Asen führt aus, dass er eine Frage zum Handyparken in Braunau habe. Er erinnert 
daran, dass am 20. Februar im Verkehrsausschuss bereits das Thema behandelt wor-
den sei, dass die Gebühren für das Handyparken in Braunau relativ hoch seien – da-
mals 41 Cent pro Parkvorgang, inzwischen 55 Cent pro Parkvorgang. Im Verkehrsaus-
schuss sei das Thema damals an den Finanzausschuss weitergeleitet worden, sei je-
doch, wie er glaubt, dort nie angekommen. Verglichen mit anderen Städten liege das 
Preisniveau in Braunau ähnlich der Landeshauptstädte Salzburg oder Linz; Ried oder 
Vöcklabruck verlangten zum Beispiel 29 Cent pro Parkvorgang, Wels sogar nur 20 Cent. 
Das bedeute, dass in Braunau für eine Stunde Parken bereits 33 % der Kosten auf Ge-
bühren und Service entfielen. Seine Nachfrage bei Easypark habe ergeben, dass die 
Konditionen praktisch mit der Gemeinde ausgehandelt würden. Seine Frage sei, wie 
man preislich herunterkommen könne, da die Gemeinde selbst von den Gebühren 
nichts habe. 
 
Bgm. Mag. Waidbacher entgegnet, dass es einen neuen Anbieter, Parkster gebe, er 
aber nicht wisse, wie hoch dort die Gebühren seien. 
 
StR Winterstätter antwortet, dass dies nichts koste. 
 
GR A. Bernroithner bestätigt ebenfalls, dass dies kostenlos sei. 
 
Bgm. Mag. Waidbacher fasst zusammen, dass Parkster kostenlos sei. Es gebe verschie-
dene Möglichkeiten, welche Apps man verwenden könne, und Parkster sei, soweit er 
wisse, kostenlos. 
 
GRE Asen erkundigt sich, ob die Easypark-Verträge dann irgendwann auslaufen und 
wie das geregelt sei. 
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Bgm. Mag. Waidbacher kann dies nicht beantworten. 
 
GRE Asen betont, dass es ihm darum gehe, dass das Thema bereits am 20. Februar an-
gesprochen worden sei und in der Zwischenzeit nichts geschehen sei. 
 
Bgm. Mag. Waidbacher erklärt, dass man Parkster nun seit zwei bis drei Monaten ver-
wende und dass dies auch bereits auf den Parkscheinautomaten angezeigt werde. 
 
GRE Asen merkt an, dass man, wenn man das Handyparken bereits lange nutze, nicht 
mehr zu den Automaten gehe, und kündigt an, dass er sich Parkster einmal ansehen 
werde. 
 
an Pol. und IIIb am 30.12.2025 / La 

 
 

3. GRE Ing. Weibold erklärt, dass seine Wortmeldung vielleicht als die Meinung eines ver-
wirrten alten Mannes abgetan werde. Ihm sei jedoch heute aufgefallen – und das störe 
ihn ein wenig –, dass der Herr Vizebürgermeister und Planungsstadtrat sehr ausführlich 
über den Josef Prechtl-Weg berichtet habe, klar dargestellt habe, was alles geschehen 
sei, welche Gesetzeswege einzuhalten seien, worauf man genau achten müsse und wie 
sich der Planungsausschuss intensiv mit dieser Angelegenheit beschäftigt habe. Die 
Darstellung sei klar und schlüssig gewesen, sodass man erkennen könne, dass die Ge-
setzeslage eindeutig sei, auch wenn der eine oder andere damit möglicherweise nicht 
zufrieden sei. Außerdem habe der Planungsausschuss, sogar mehrfach, einstimmig zu-
gestimmt. Er kritisiert, dass derzeit scheinbar vermehrt Enthaltungen genutzt würden, 
um sich aus der Verantwortung zu stehlen. Gerade die Freiheitliche Partei düpiere da-
mit zwei Kollegen im Planungsausschuss. Er betont, dass Enthaltungen selbstverständ-
lich legitim seien und er niemandem das demokratische Recht absprechen wolle, je-
doch solle man sorgfältig überlegen, wie man damit umgehe. Er erläutert dazu die Be-
deutung der Abstimmungsoptionen: Zustimmung bedeute, dass man in der Sache ver-
traut ist und mit ihr einverstanden ist; Ablehnung bedeute, dass man in der Sache ver-
traut ist, aber nicht einverstanden ist; Enthaltung bedeute, dass man mit der Sachlage 
nicht vertraut ist. Enthaltungen würden im Endeffekt ebenfalls als Gegenstimme ge-
zählt. Seines Erachtens werde durch eine zu häufige Enthaltung die Verantwortung 
halbherzig ausgesessen. Zum Schluss merkt er an, dass in künftigen Gemeinderatssit-
zungen, denen er selbst nicht mehr angehören werde, möglicherweise nur noch Ent-
haltungen und Zustimmungen erfolgen. 
 
StR Ing. Pill richtet sich an GRE Weibold und betont, dass jeder Mandatar grundsätzlich 
das Recht auf seine Stimme habe. Er erklärt, dass er selbst nicht Mitglied des Planungs-
ausschusses sei und daher mit den Akten nicht bis ins letzte Detail vertraut gewesen 
sei. Jene Ausschussmitglieder von Ausschüssen, denen er angehöre, wüssten jedoch 
genau, dass er die für ihn relevanten Akten sorgfältig prüfe. In diesem Fall habe er die 
Akten nur kurz durchgesehen und die Stellungnahmen gelesen, jedoch nicht die Zeit 
gehabt, alles bis ins letzte Detail zu prüfen. Er räumt ein, dass er damit seine Aus-
schusskollegen möglicherweise düpiere, dies werde intern besprochen, betont jedoch, 
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dass er sich nicht antidemokratisch verhalte. Wenn er aus persönlicher Sicht eine Mei-
nung habe, werde er diese kundtun, ohne jemandem Schaden zuzufügen. Er habe auch 
erklärt, dass ihn eine Bebauungsplanänderung betroffen habe, bei der er Nachbar ge-
wesen sei, und warum er sich daher der Stimme enthalte. Aus seiner Sicht sei dies rela-
tiv klar gewesen, sodass er die Kritik von GRE Weibold nicht nachvollziehen könne. 
 
GRE Ing. Weibold respektiert dies, betont jedoch, dass er nicht das Verhalten der ge-
samten FPÖ respektiere. 
 
Bgm. Mag. Waidbacher ersucht, die Diskussion nach draußen zu verlagern. 
 
GRE Ing. Weibold äußert, dass die Absicht hinter diesem Verhalten seiner Ansicht nach 
wahrscheinlich auf das Jahr 2027 ziele. 
 
GR C. Bachinger hält fest, dass in den Ausschüssen auch schon Ansuchen abgelehnt 
wurden, denen im Gemeinderat dann zugestimmt wurde. 
 
Vbgm. DI Grabner-Sittenthaler erklärt abschließend, dass er kein Problem mit dem Ab-
stimmungsverhalten habe, sondern dieses lediglich zur Kenntnis nehme. 
 
an IIIa am 30.12.2025 / La 

 
 

4. GR DI Hackl führt aus, dass es ein weiteres Thema gebe. Er erinnert daran, dass im Jahr 
2026 insgesamt 521.000 Euro für freiwillige Leistungen zur Verfügung stünden. Es 
seien bereits einige Beschlüsse gefasst worden, wodurch ein Teil des Budgets entwe-
der bereits beschlossen oder zumindest in Aussicht gestellt sei. Seiner Ansicht nach 
sollte sich der Gemeinderat beziehungsweise die Ausschussmitglieder bald überlegen, 
wie sichergestellt werden könne, dass dieses Limit eingehalten werde. Dies könne ent-
weder dadurch erfolgen, dass jedem Ausschuss – Sportausschuss, Kulturausschuss, So-
zialausschuss, Bildungsausschuss – ein bestimmtes Budget zur Verfügung gestellt 
werde, oder dass fortlaufend dokumentiert werde, wie viel Geld bereits zugesagt wor-
den sei. Es brauche irgendeine konzentrierte Vorgehensweise, um sicherzustellen, dass 
das Limit nicht überschritten werde. Diese Überlegung solle idealerweise erfolgen, be-
vor die nächste Ausschussrunde beginne. 
 
Bgm. Mag. Waidbacher bedankt sich für den Hinweis, erklärt jedoch, dass zunächst 
das Gespräch mit dem Land Oberösterreich gesucht werden müsse, da man nicht ge-
nau wisse, welche Positionen in die freiwilligen Leistungen hineingerechnet würden. 
Man habe zwar Informationen von benachbarten Städten, aber dies müsse zunächst 
mit dem Land abgestimmt werden. Er erläutert weiter, dass beispielsweise die Ab-
gangsdeckung des Citybus möglicherweise nicht von den freiwilligen Leistungen her-
ausgerechnet werden könne. In einem solchen Fall stünden von den 521.000 Euro 
dann nicht mehr viel zur Verfügung. Es komme also darauf an, welche Beträge bei den 
Verhandlungen mit dem Land tatsächlich aus den freiwilligen Leistungen herausver-
handelt werden könnten. Darauf aufbauend müsse dann besprochen werden, wie der 
verbleibende Betrag eingesetzt werde. Er traut sich noch nicht, zu sagen, in welcher 
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Höhe der Betrag letztlich zur Verfügung stehen werde. Es sei nun erforderlich, darauf 
hinzuarbeiten. Wie Herr StR Knauseder in seiner Ausführung erklärt habe, sei bereits 
ein Vorschlag eingereicht worden, den die Bezirkshauptmannschaft nun prüfen werde. 
Dabei werde es Bereiche mit grünen Häkchen geben, wo alles in Ordnung sei, und rote 
Bereiche, wo ein rotes Häkchen erscheine. Dies werde dann an das Land übermittelt, 
und man sei gefordert, mit dem Land zu verhandeln. Schließlich werde man eine be-
stimmte Summe für freiwillige Leistungen zur Verfügung haben, die anschließend ver-
teilt werden könne. Abschließend bittet Bgm. Mag. Waidbacher um Verständnis dafür, 
dass man zuerst „den Bären erlege und dann das Fell verteile.“ 
 
an IIa am 30.12.2025 / La 
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Der Vorsitzende Mag. Waidbacher eh.  
 
 
 
Unterschriftsermächtigter der ÖVP-Fraktion Mag. Kritzinger eh.  
 
 
 
Unterschriftsermächtigter der SPÖ-Fraktion Eiblmaier eh.  
 
 
 
Unterschriftsermächtigter der FPÖ-Fraktion Bachinger eh.  
 
 
 
Unterschriftsermächtigter der GRÜNE-Fraktion DI Mag. Hackl eh.  
 
 
 
Schriftführerin Lahner eh.  
 
 
 
Gegen die vorliegende Verhandlungsschrift 
wurden keine Einwendungen erhoben 
 
 
Braunau am Inn, am 19.03.2026 
 
 
Der Vorsitzende Mag. Waidbacher eh.  
 
 
 
 
 
 


